
 

Auszug aus dem substanziellen Protokoll 
96. Ratssitzung vom 14. Dezember 2011 

 
 
 
2094. 2011/345 

Weisung vom 21.09.2011: 
Voranschlag (Budget) 2012 

  
Die Budgetberatung wird fortgesetzt (vergleiche Sitzung Nr. 95 vom 14.12.2011,  
Protokoll-Nr. 2094/2011). 
 
Beschlüsse: 
 
Antrag 005. 
 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Roger Liebi (SVP) möchte sich den Vorwurf nicht gefallen lassen, dass die Rechte alles 
wegsparen wolle. Er bemerkt, dass nur wenige Budgetanträge der SVP eine Position 
auf Null kürzen wollten. Die davon betroffenen Positionen wiesen zudem entsprechende 
Wachstumsraten auf. Dem ewigen Ausgabenwachstum müsse Einhalt geboten werden, 
darüber seien sich die bürgerlichen Parteien zumindest auf dem Papier einig. 
Schliesslich beantrage die SVP hier lediglich die Rückkehr zum Niveau des Budgets 
2011. Immerhin sei es anscheinend möglich gewesen, mit dem entsprechenden Betrag 
auszukommen. Zudem müsse eine Trennung zwischen dem Wünschbaren und dem 
Nötigen stattfinden, auch bei den IT-Leistungen Dritter. 
 
Rebekka Wyler (SP): Die RPK hat sich intensiv mit den Informatikdienstleistungen aus-
einandergesetzt. Daher stimmt eine Mehrheit der Kommission einer Kürzung des Kon-
tos 3089 von 3 Mio. Franken zu. Uns erscheint es sinnvoll, mehr Leistungen stadtintern 
zu erbringen, anstatt sie an Dritte auszulagern. Der Kürzungsantrag der SVP für über 13 
Mio. Franken ist jedoch eine halsbrecherische und schädliche Übung, die von der Mehr-
heit der Kommission abgelehnt wird. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Mauro Tuena (SVP): Für die SVP ist unbestritten, dass es für gewisse Informatikprob-
leme externe Experten benötigt. In diesem Zusammenhang erinnere ich aber an ein 
Informatikprojekt, mit dem 3 Mio. Franken in den Sand gesetzt wurden und bei dem 
Stadtrat Martin Waser Mitte dieses Jahres gezwungen war, die Notbremse zu ziehen. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es mir durchaus realistisch, diesen Budgetposten um 
13 Mio. Franken zu kürzen. Ich bin zudem der Ansicht, dass die Dienstabteilung Organi-
sation und Informatik (OIZ) über genügend gute Fachleute verfügt. 
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Walter Angst (AL) wirft der SVP vor, die Augen vor der Realität zu verschliessen, wenn 
sie alleine bei der OIZ 7 Mio. Franken einsparen wolle. In der Kommission sei nämlich 
genau erklärt worden, dass bei der Paketierung der städtischen Arbeitsplätze sehr viel 
auf externe Experten zurückgegriffen werden müsse, da das OIZ selbst zu wenig Per-
sonal dafür habe. Zudem würden 2012 die beiden Rechenzentren in Betrieb genom-
men, was einen sehr grossen Aufwand mit sich bringe. Auch erinnere er daran, dass 
das OIZ seine Ausgaben bereits selbst gekürzt habe. Das sei aus dem Bericht der Fi-
nanzkontrolle ersichtlich. 
Er halte es für verantwortungslos, zu behaupten, auch mit einer Kürzung von 13 Mio. 
Franken sei ein reibungsloser Betrieb immer noch möglich. Vielmehr müsse die IT stabi-
lisiert und geprüft werden, wie das Ausgabenwachstum unter Kontrolle gebracht werden 
könne. Aus diesem Grund erteile er auch den anderen Minderheitsanträgen zu dieser 
Position eine Absage. 
 
Mauro Tuena (SVP) möchte wissen, was denn in diesem Jahr wegen der Budgetkür-
zung schief gelaufen sei. Bei den entsprechenden Rückfragen habe es keine Bemer-
kungen zu Projekten gegeben, die deswegen nicht hätten durchgeführt werden können. 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Finanzdepartements Stellung: 
 
STR Martin Vollenwyder verteidigt Ausgaben für die IT-Leistungen. Er erinnert daran, 
dass es bei der Inbetriebnahme der beiden neuen Rechenzentren Doppelspurigkeiten 
geben werde, da die alten nicht einfach von heute auf morgen abgeschaltet werden 
könnten. Zudem habe man von sich aus bereits 5 Mio. Franken gekürzt. Auch treffe der 
Kürzungsantrag der SVP das OIZ mit 7,5 Mio. Franken am härtesten. Er bittet um die 
Ablehnung des Antrags. 
 
005. Antrag Stadtrat gem. Budgetentwurf 2012 inkl. Nachtrag Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Walter Angst (AL),  
 Samuel Dubno (GLP), Andrea  
 Nüssli-Danuser (SP), Karin  
 Rykart Sutter (Grüne),  
 Christine Seidler (SP), Florian  
 Utz (SP) 
 13'341'600 -13'341'600 Minderheit Vizepräsident Roger Liebi  
 (SVP) Referent, Monika  
 Erfigen (SVP) 
 Enthaltung Präsident Dr. Urs Egger  
 (FDP), Urs Schmid (FDP) 
 
 Begründung: Beträge gemäss Budget 2011 
 Budgetkürzungen gemäss nachfolgender Tabelle 
 
Konto 3189 0000 Entschädigungen für IT-Leistungen Dritter 
 

Institu-
tion 

Bezeichnung Budget 
bisher 

November-
brief 

Verbesse-
rung 

Budget  
neu 

1005 Gemeinderat             1'500                  -               1'500                  -    

1030 Vormundschaftsbehörde      1'100'000                  -           590'000        510'000  

1035 Datenschutzbeauftragte/r           45'000                  -               9'000          36'000  

1500 Präsidialdepartement Zentrale Verwaltung           30'000                  -             10'000          20'000  

1501 Kultur         110'000                  -             62'200          47'800  

1505 Stadtentwicklung             2'000                  -               1'000            1'000  

1530 Bevölkerungsamt             5'000                  -               5'000                  -    
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1560 Statistik Stadt Zürich      1'200'000                  -        1'200'000                  -    

1561 Projektstab Stadtrat im Präsidialdepartement             5'000                  -               5'000                  -    

1565 Stadtarchiv         122'000                  -           122'000                  -    

2000 FD Zentrale Verwaltung           22'000                  -               2'000          20'000  

2015 Finanzverwaltung         320'000                  -             35'000        285'000  

2021 Liegenschaftenverwaltung         660'000                  -             29'000        631'000  

2080 Organisation und Informatik    26'455'100                  -        7'542'600    18'912'500  

2506 Blaue Zonen           35'000                  -             27'000            8'000  

2520 Stadtpolizei      2'304'800                  -           343'200      1'961'600  

2525 Stadtrichteramt         527'000                  -             73'000        454'000  

2550 Schutz und Rettung      3'380'300                  -        2'385'000        995'300  

2555 Dienstabteilung Verkehr         102'000                  -             30'000          72'000  

3026 Altersheime der Stadt Zürich         490'000                  -           177'200        312'800  

3045 Umwelt- und Gesundheitsschutz           95'000                  -               3'000          92'000  

3515 Tiefbauamt         500'000                  -           160'000        340'000  

4000 HBD Zentrale Verwaltung      1'358'900                  -           236'400      1'122'500  

4015 Amt für Städtebau         400'000                  -             35'000        365'000  

4540 Verkehrsbetriebe         542'500                  -           213'000        329'500  

5000 SSD Zentrale Verwaltung         148'100                  -             23'500        124'600  

5515 Amt für Zusatzleistungen zur AHV/IV           77'500                  -             16'000          61'500  

5520 Laufbahnzentrum         143'000                  -               5'000        138'000  

Total Kürzung     13'341'600   

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 84 gegen 25 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
  BEHÖRDEN- UND GESAMTVERWALTUNG 

 
Gemeinsame Behandlung der Anträge 006. und 007. 
 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Niklaus Scherr (AL): Es war eine Premiere, als der Gemeinderat im Herbst des letzten 
Jahres das Gemeindereferendum gegen den Kantonsratsentscheid zur Änderung der 
Unternehmensbesteuerung ergriffen hat. Hauptpunkt der Vorlage war die faktische Ab-
schaffung der Besteuerung des Eigenkapitals der Firmen. Hauptleidtragende davon ist 
die Stadt Zürich. Bei einer Annahme der Vorlage würde dies einen jährlichen Steueraus-
fall zwischen 30 und 40 Mio. Franken nach sich ziehen.  
Nun stellt sich aber die Frage, wie der Gemeinderat in der Abstimmung seinen Be-
schluss optimal umsetzt. Dafür sollen aus unserer Sicht im Budget 2012 20 000 Franken 
eingestellt werden, mit denen eine Informationskampagne durchgeführt werden kann. 
Mit dem Beschlussantrag wird aber offen gelassen, ob dafür Geldmittel eingesetzt wer-
den müssen. Vielmehr ist die Rede von geeigneten Massnahmen. 
Ich gebe zu bedenken, dass es sehr umstritten ist, wie weit sich ein öffentliches Ge-
meinwesen in eine Abstimmung einmischen darf und soll. Das Bundesgericht vertritt die 
Meinung, dass dies zulässig sei, wenn die Gemeinde im hohen Masse spezifisch davon 
betroffen ist. Der von uns beantragte Betrag entspricht etwa einem Viertel dessen, was 
kleinere Gemeinden mit dem Segen des Bundesgerichts bisher ausgegeben haben. 
Staatspolitisch spricht daher meines Erachtens nichts gegen diesen Betrag. 
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Dr. Urs Egger (FDP) ist der Ansicht, dass es für das Gemeindereferendum keine zu-
sätzlichen Mittel brauche, denn es gebe genügend bereits bekannte Instrumente, die bei 
einer Volksabstimmung eingesetzt werden könnten. Die Information sei zudem in den 
Augen der FDP nicht notwendig. Daher lehne die FDP auch den Beschlussantrag ab. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Roger Liebi (SVP): Die SVP unterstützt die Haltung der FDP. Ich finde es schwierig, 
dass sich die AL über Einnahmeausfälle bei den Steuern der Banken beklagt und 
gleichzeitig die gewaltsame Abschaffung des Bankgeheimnisses unterstützt, was un-
gleich mehr Steuerausfälle nach sich ziehen wird. 
 
Severin Pflüger (FDP) äussert sich zum Beschlussantrag, der das Büro des Gemeinde-
rats und die Parlamentsdienste damit beauftrage, die Gründe für das Gemeindereferen-
dum in der Öffentlichkeit bekannt zu machen. Im Zusammenhang mit dem Referendum 
haben sich Kompetenz und Aufgabe des Gemeinderats mit seiner Zustimmung er-
schöpft. Die Stadt Zürich als Gemeinde habe das Referendum ergriffen. Daher sei es 
nun auch ihre Sache, ihre Meinung im Abstimmungsmagazin des Kantons kundzutun. 
Das bedeute, dass der Stadtrat diese Aufgabe wahrnehmen werde, da er über die dafür 
nötige Sachkompetenz verfüge. Dies bedeute aber nicht, dass sich die Gemeinderäte 
zu dieser Thematik nicht auch öffentlich äussern dürften. 
 
Daniel Meier (CVP): Wir haben den damaligen Beschlussantrag nicht unterstützt, da wir 
der Meinung sind, dass dies Aufgabe des Kantons ist. Daher werden wir in diesem Zu-
sammenhang auch den Antrag für zusätzliche Mittel ablehnen. 
 
Dr. Martin Mächler (EVP): Wir haben den damaligen Beschlussantrag nicht unterstützt, 
da auch wir der Meinung sind, dass dies Aufgabe des Kantons ist. Daher werden wir 
den Antrag für zusätzliche Mittel ablehnen. 
 
Christoph Spiess (SD) findet es grundsätzlich problematisch Steuergelder für Abstim-
mungskämpfe zu verwenden. Es gebe aber Situationen, wo dies aus seiner Sicht zuläs-
sig sei. Zudem gelte es zu beachten, dass in diesem Fall die «Artillerie der Kassen-
schränke» aufgefahren werde, um das Referendum zu bekämpfen. 
Aus diesem Grund halte er den bescheidenen Betrag von 20 000 Franken für legitim. 
Vielmehr befürchte er, dass es schade um dieses Geld sei, da damit keine griffige Kam-
pagne durchgeführt werden könne. Wenn man schon etwas machen wolle, müsse man 
es auch richtig machen. Daher würden die Schweizer Demokraten der Mehrheit und 
dem Beschlussantrag zustimmen. 
 
Niklaus Scherr (AL): Wenn die Verfassung den Gemeinden diese Referendumsmög-
lichkeit schon bietet, bin ich der Meinung, dass man der Öffentlichkeit entsprechend 
Rechenschaft ablegen muss bzw. ihr die Gründe für die Ergreifung des Referendums 
darlegen sollte. Sicher wird im Abstimmungsmagazin die Meinung des Gemeinderats 
abgedruckt. Schliesslich hat er das Referendum ergriffen und nicht der Stadtrat. Ich hof-
fe natürlich, dass der Stadtrat sich dem gemeinderätlichen Standpunkt anschliessen 
wird. Der Kantonsrat hat zudem einen Tabubruch begangen, indem er entgegen dem 
Antrag der Regierung den Verzicht auf die Besteuerung des Eigenkapitals in die Vorlage 
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aufgenommen hat. Schliesslich hat der Zürcher Regierungsrat immer wieder auf die 
starke Abhängigkeit der Stadt von den Steuern der juristischen Personen verwiesen und 
bei Steuergesetzrevisionen auch darauf Rücksicht genommen. Die Gegner der Verwen-
dung von Staatsgeldern bitte ich, wenigstens dem Beschlussantrag zuzustimmen. Das 
wäre das Minimum. Denn es ist halbpatzig, einen Entscheid zu fällen, aber nicht umzu-
setzen. 
 
S. 089 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1005 Gemeinderat 
 3106 0000 Amtliche Publikationen 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
006. Antrag Stadtrat 140'000 Minderheit Präsident Dr. Urs Egger  
 (FDP) Referent, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP), Samuel  
 Dubno (GLP), Monika Erfigen  
 (SVP), Urs Schmid (FDP) 
 20'000 160'000 Mehrheit Walter Angst (AL) Referent,  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Christine Seidler (SP), Florian  
 Utz (SP), Rebekka Wyler (SP) 
 
 Begründung: Information Bevölkerung über Gemeindereferendum gegen die Unter- 
 nehmenssteuerrevision 

 
Abstimmung gemäss Art. 43bis Abs. 1 lit. a Gemeindeordnung (Ausgabenbremse). 
 
Der Rat lehnt den Antrag der Mehrheit mit 61 gegen 63 Stimmen ab. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Antrag 008. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Bruno Amacker (SVP) weist darauf hin, dass bei der Behandlung der Rechenschafts-
berichte der Ombudsstelle festgestellt worden sei, dass sie sich vielfach um Dinge 
kümmere, die sie eigentlich gar nichts angehen. Für ihn mache es den Eindruck, als 
seien einige der Mitarbeitenden unterbeschäftigt, eine andere Erklärung habe er dafür 
nicht. Aus diesem Grund müsse dort Personal abgebaut werden. Für den eigentlichen 
Auftrag sei dann immer noch genügend Personal vorhanden. 
 
Rebekka Wyler (SP): Auch die RPK hat sich nach dem geplanten Stellenausbau er-
kundigt. Offensichtlich soll eine zusätzliche 50 Prozent-Verwaltungsstelle geschaffen 
werden, dies aufgrund des stark angewachsenen Arbeitsvolumens. Die Ombudsstelle 
erachten wir als sehr wichtig, da sie die Stellung der Bürgerin und des Bürgers gegen-
über der Verwaltung stärkt. Dementsprechend lehnt eine Mehrheit der RPK den Strei-
chungsantrag der SVP ab. 
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S. 093 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1010 Beauftragte/r in Beschwerdesachen 
 3010 0000 Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
008. Antrag Stadtrat 454'300 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Walter Angst  
 (AL), Samuel Dubno (GLP),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Urs Schmid (FDP), Christine  
 Seidler (SP), Florian Utz (SP) 
 124'000 330'300 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP) 
 
 Begründung: 1 Stelle streichen 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 99 gegen 22 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Antrag 009. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Monika Erfigen (SVP): Die jüngste Vergangenheit zeigt, dass der Stadtrat den Freien 
Kredit aufs Übelste missbraucht hat, indem er Institutionen und Anlässe mit zusätzlichen 
hunderttausenden von Franken unterstützt hat, nebst den bereits im Budget eingestell-
ten Subventions- und anderen Beiträgen und im Widerspruch zu den vom Stadtrat 
selbst erlassenen Richtlinien. Der Stadtrat kann auch die Frage nach der geplanten 
Verwendung nicht beantworten. Vielmehr wird gesagt, der Freie Kredit sei nur schwer 
plan- und steuerbar und es wird auf die nun überarbeiteten Richtlinien verwiesen.  
Daher ist die SVP der Ansicht, dass der Stadtrat dieses viele Geld nicht dringend und 
auch nicht wirklich braucht. Die SVP stört sich an diesem «Sonderkässeli», aus dem der 
Stadtrat Ausgaben tätigt, bei denen die Empfänger nicht bekannt sind und der Gemein-
derat nichts dazu zu sagen hat. Aus diesem Grund stellt die SVP den Streichungsantrag 
für diesen Budgetposten. 
 
Rebekka Wyler (SP) hält fest, dass die Mehrheit der RPK auch dieses Jahr die Strei-
chung des Freien Kredits ablehne. Sie betont, dass der Stadtrat diesbezüglich die In-
formation gegenüber der RPK massiv verbessert habe. Im Rahmen der Budgetlesung 
habe die Kommission das neue Reglement zum Freien Kredit erhalten. Dieses verhin-
dere unter anderem, dass Anlässe, die bereits städtische Unterstützung erhielten, auch 
noch in den Genuss von Geldern aus dem Freien Kredit kämen. Daher lehne eine 
Mehrheit der RPK den Streichungsantrag ab. 
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S. 095 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1015 Stadtrat 
 3194 0000 Freier Kredit 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
009. Antrag Stadtrat 635'000 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Walter Angst  
 (AL), Samuel Dubno (GLP),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Urs Schmid (FDP), Christine  
 Seidler (SP), Florian Utz (SP) 
 635'000 0 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP) 
 
 Begründung: Ausgaben transparent budgetieren 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 100 gegen 23 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Antrag 010. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Monika Erfigen (SVP) führt aus, dass die Minderheit der RPK mit der Begründung für 
die Ausgabe im Budget im Allgemeinen und insbesondere mit der budgetierten Mehr-
ausgabe von 20 Prozent gegenüber dem Vorjahr nicht zufrieden sei. Die Beantwortung 
der Frage nach dem Grund für die Mehrausgaben sei sehr kurz und unbefriedigend ge-
wesen. Es sei lediglich auf die Begleitung eines Projekts verwiesen worden. Ein detail-
lierter Projektbeschrieb sei jedoch nicht vorgelegt worden. Vielmehr sei ein Personal-
wechsel in der Stadtkanzlei als Begründung angeführt worden. Die genaue Planung sei 
der RPK auch bis heute nicht bekannt. Demnach werde das Geld auch nicht so drin-
gend gebraucht. 
Die RPK-Minderheit beantrage daher eine Kürzung des Budgetpostens um 100 000 
Franken. 
 
Rebekka Wyler (SP): Ich gebe Monika Erfigen (SVP) insofern recht, dass es sehr lange 
gedauert hat, bis die RPK die nötigen Informationen erhalten hat.  
Bei dieser Position geht es um eine externe Projektbegleitung der Internetdienste. Die 
Mehrheit der RPK ist mit der erhaltenen Antwort zufrieden und hält diese zudem für eine 
sinnvolle Einrichtung. Daher bitten wir Sie, den Antrag der SVP abzulehnen. 
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S. 097 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1020 Stadtkanzlei 
 3186 0000 Entschädigungen für Dienstleistungen Dritter im Zusammenhang mit  
 Projektbegleitung, -beratung und Organisationsentwicklung 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
010. Antrag Stadtrat 139'000 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Walter Angst (AL),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Christine Seidler (SP), Florian  
 Utz (SP) 
 100'000 39'000 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP), Urs  
 Schmid (FDP) 
 Enthaltung Samuel Dubno (GLP) 
 
 Begründung: Unbefriedigende Begründung 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 70 gegen 42 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Gemeinsame Behandlung der Anträge 011. und 012. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Sven Oliver Dogwiler (SVP) moniert, dass im Budget 2012 Personalmehrkosten für die 
Vormundschaftsbehörde enthalten seien, obwohl das entsprechende Gesetz erst 2013 
in Kraft trete. Daher brauche es im nächsten Jahr kein zusätzliches Personal. Die Zür-
cher Gerichte, die sich in Zukunft hauptsächlich mit dieser Thematik befassen müssten, 
hätten schliesslich auch keine zusätzlichen Stellen beantragt. Daher beantrage die Min-
derheit der RPK die Streichung dieser Budgetposition. 
 
Rebekka Wyler (SP): Uns wurde erklärt, was das neue Kindes- und Erwachsenen-
schutzrecht beinhalten wird und weshalb 2012 schon zusätzliche Ressourcen nötig sind. 
Das neue Recht stärkt die Selbstbestimmung der Betroffenen und beinhaltet dement-
sprechend mehr individuelle Abklärungen und Massnahmen. Der dadurch entstehende 
Mehraufwand wird auf etwa 20 Prozent geschätzt. Auf die Stadtzürcher Vormund-
schaftsbehörde umgemünzt, bedeutet das die Schaffung von elf neuen Stellen. Im Bud-
get 2012 wurden auf Antrag der Vormundschaftsbehörde lediglich neun Stellen budge-
tiert. Es handelt sich hierbei nicht um eine Budgetierung auf Vorrat, sondern um die 
Umsetzung von gesetzlich übergeordneten Vorgaben mit den dafür nötigen Ressour-
cen, dies im Interesse der betroffenen Kinder und Erwachsenen. Die Mehrheit der RPK 
lehnt daher die beiden Anträge der SVP ab. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Roger Liebi (SVP): Die nötigen Abklärungen und Massnahmen können erst dann ge-
troffen werden, wenn das Gesetz in Kraft getreten ist, also 2013. Darum sehe ich nicht 
ein, weshalb die neun Stellen bereits 2012 geschaffen werden müssen. Es ist nichts 
Anderes als eine Budgetierung auf Vorrat. 
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S. 101 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1030 Vormundschaftsbehörde 
 3010 0000 Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
011. Antrag Stadtrat 6'878'800 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Walter Angst  
 (AL), Samuel Dubno (GLP),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Urs Schmid (FDP), Christine  
 Seidler (SP), Florian Utz (SP) 
 379'400 6'499'400 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP) 
 
 Begründung: Budget auf Vorrat (Erwachsenenschutzrecht) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 96 gegen 25 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Antrag 012. 

 
Wortmeldungen siehe Antrag 011. 
 
S. 103 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1030 Vormundschaftsbehörde 
 3913 0000 Vergütung an IMMO für Raumkosten 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
012. Antrag Stadtrat 863'500 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Walter Angst  
 (AL), Samuel Dubno (GLP),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Urs Schmid (FDP), Christine  
 Seidler (SP), Florian Utz (SP) 
 79'800 783'700 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP) 
 
 Begründung: Budget auf Vorrat (Erwachsenenschutzrecht) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 99 gegen 25 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Antrag 013. 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Rebekka Wyler (SP) betont, dass die RPK zu gewissen Kürzungen im Budget bereit 
sei. Zu diesen gehöre auch die Nichtbesetzung von vier Kommunikationsstellen. Da 
nicht klar sei, wo die Vakanzen aufträten, handle es sich hierbei um einen Pauschalan-
trag über die gesamte Verwaltung. Für die Mehrheit der RPK sei diese Kürzung ange-
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sichts anderer dringenderer Bedürfnisse vertretbar. Daher bitte sie um Zustimmung zur 
Kürzung von 200 000 Franken. 
 
Dr. Urs Egger (FDP): Die FDP hält in ihrer Motion genau fest, wo die Kommunikations-
stellen gekürzt werden sollen. Dass dies anscheinend möglich ist, zeigen die beiden 
anderen gleich gearteten Anträge. Wir sind aber der Meinung, dass das schneller gehen 
sollte und beantragen Ihnen daher eine Kürzung um 400 000 Franken. 
 
Roland Scheck (SVP): Kommunikation sollte zentral an einer Stelle konzentriert wer-
den, ansonsten ergeben sich Wildwuchs, Doppelspurigkeiten und Widersprüche. 
Momentan weist die Verwaltung ein Total von 85 Kommunikationsstellen auf. In diesem 
Sinne kann tatsächlich von Wildwuchs gesprochen werden. Zu dieser Erkenntnis ist der 
Stadtrat aber nur dank einer Motion gelangt. Dem Handlungsbedarf muss mit dem Bud-
get entsprechend Nachdruck verliehen werden. Acht Stellen lassen sich durch eine Re-
organisation auf jeden Fall einsparen. Mit den verbleibenden 77 Stellen ist weiterhin die 
Kommunikation in den Kernbereichen gewährleistet und zudem steht damit aus unserer 
Sicht mehr Kapazität zur Verfügung als vorher, da man sich nicht auch noch um die 
Leistung anderer kümmert. Die SVP unterstützt darum den Antrag der RPK-Minderheit. 
 
S. 106 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1060 Gesamtverwaltung 
 3010 0810 Pauschalabzug Reduktion Kommunikationsstellen 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
013. Antrag Stadtrat 0 
 400'000 -400'000 Minderheit Präsident Dr. Urs Egger  
 (FDP) Referent, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP), Monika  
 Erfigen (SVP), Urs Schmid  
 (FDP) 
 200'000 -200'000 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Walter Angst (AL),  
 Samuel Dubno (GLP), Andrea  
 Nüssli-Danuser (SP), Karin  
 Rykart Sutter (Grüne),  
 Christine Seidler (SP), Florian  
 Utz (SP) 
 
 Begründung:  
 Minderheit: 8 v. 85 Stellen durch Nichtbesetzung v. Vakanzen oder Neuanstellung aufheben 
 Mehrheit:    4 v. 85 Stellen durch Nichtbesetzung v. Vakanzen oder Neuanstellung aufheben 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Mehrheit (-200'000) 78 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
_______________________________________________________________________________________________ 
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 Antrag 014. 
 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Monika Erfigen (SVP): Die RPK-Minderheit hat kein Verständnis für freiwillige Prämien. 
Zum einen da die städtischen Angestellten über fürstliche Saläre und beneidenswerte 
Sozialleistungen verfügen und zum anderen, weil diese Personen als erste auf die 
Strasse gehen, um gegen die Boni der Banker zu demonstrieren. Zudem muss der 
Steuerzahler die Prämien berappen und kann sich nicht dagegen wehren, wohingegen 
der Besitz von Aktien einer Gesellschaft freiwillig ist und die Aktionäre die Prämien bzw. 
die Boni bezahlen müssen. Die SVP lehnt daher die Erhöhung der Position um 4,5 Mio. 
Franken ab. Ausserordentliche Leistungen und Stellvertretungen bzw. erhöhte Arbeits-
pensen sind ein Muss und müssen nicht noch extra honoriert werden. 
 
Rebekka Wyler (SP): Die RPK-Mehrheit lehnt den Antrag der SVP ab, nicht zuletzt we-
gen der Lohnnullrunde von 2011 für das städtische Personal. Zudem sind die Prämien 
im Personalgesetz verankert. 
 
S. 106 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1060 Gesamtverwaltung 
 3010 0858 Sammelkredit für die Anpassung der Löhne im Zusammenhang mit den  
 Lohnmassnahmen nach Städtischem Lohnsystem (SLS) 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
014. Antrag Stadtrat 22'500'000 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Walter Angst  
 (AL), Samuel Dubno (GLP),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Urs Schmid (FDP), Christine  
 Seidler (SP), Florian Utz (SP) 
 4'500'000 18'000'000 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP) 
 
 Begründung: Freiwillige Prämien 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 100 gegen 23 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 Antrag 015. 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Monika Erfigen (SVP) stört sich daran, dass der Stadtrat die Reallohnerhöhung mit der 
Aussage begründet, das städtische Personal habe bereits eine Nullrunde hinter sich. 
Das sei doch etwas zynisch. Immerhin erhalte das städtische Personal im Gegensatz 
zur Privatwirtschaft automatisch einen Teuerungsausgleich und müsse keine Angst vor 
mehrjährigen Lohnkürzungen haben. Daher beantrage die Minderheit, die Reallohner-
höhung zu streichen. 
 
Rebekka Wyler (SP): Bereits mehrfach wurde die Nullrunde von 2011 erwähnt. Aus 
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diesem Grund, und weil die städtischen Löhne in verschiedenen Bereichen und vor al-
lem in höheren Funktionsstufen nicht mehr konkurrenzfähig sind, sollen die städtischen 
Angestellten 2012 eine Reallohnerhöhung erhalten. Dies stärkt den Konsum, was nicht 
zuletzt auch der Wirtschaft zugutekommt. Dabei darf auch der steigende Beitrag des 
Personals an die Sanierung der Pensionskasse nicht vergessen werden. 
Die Mehrheit der RPK begrüsst daher die Reallohnerhöhung als Ausdruck der Wert-
schätzung gegenüber dem Personal und lehnt den Streichungsantrag der SVP ab. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Roger Liebi (SVP) meldet Zweifel bezüglich der angeblichen Stabilisierung der Lohn-
summe an. Immerhin betrage der Personalaufwand im Budget 2002 1,85 Mia. Franken. 
Dieser Betrag steige im Budget 2012 auf 2,6 Mia. Franken an. Errechne man den Auf-
wand pro Einwohner ergäben sich folgende Zahlen: 2002 5 000 Franken pro Einwohner 
und 2012 bereits 6 729 Franken pro Einwohner. Aus seiner Sicht steige der Personal-
aufwand weiterhin unaufhaltsam an, nicht nur insgesamt, sondern auch pro Einwohner. 
Er wehre sich daher dagegen, wenn nun behauptet werde, die SVP wolle auf Kosten 
des Personals sparen. Immerhin sprächen die Zahlen Bände. 
 
Salvatore Di Concilio (SP) erinnert daran, dass die Stadt inzwischen aber 27 000 Ein-
wohner mehr habe. Am letzten Wochenende sei in Zürich-West eine Tramlinie eröffnet 
worden. Diese neuen Trams müssten aber auch von jemandem gefahren werden. Da-
her wolle er, dass das Personal gut behandelt und dementsprechend anständig bezahlt 
werde. 
 
Walter Angst (AL): Aufgrund der Budgetrückweisung 2011 waren 14,5 Mio. Franken für 
individuelle Lohnerhöhungen nicht im Budget enthalten. 
Der Stadtrat präsentiert uns nun einen Vorschlag, mit dem er eine generelle Lohnerhö-
hung um 0,5 Prozent beantragt, um dieses Manko zu kompensieren. Dies entspricht 
den aufgeführten 8,5 Mio. Franken. Zudem werden 3,5 Mio. Franken für den Nachvoll-
zug des SLS eingestellt. Damit sind wir bei 12 Mio. Franken und unter dem, was mit 
dem Personal ausgehandelt wurde. 
Die AL ist der Meinung, dass 0,5 Prozent doch etwas gering und nicht das Signal sind, 
das das Personal braucht. Vielmehr vertreten wir die Ansicht, dass es sinnvoll ist, ohne 
Erhöhung des Budgets dem Personal eine generelle Lohnerhöhung von 1 Prozent zu 
gewähren. Damit würde sich die Stadt wieder im Durchschnitt mit anderen grossen Be-
trieben befinden und ein klares Signal setzen, welches in Form der erbrachten Leistun-
gen durch das Personal zurückgegeben wird. Daher bitte ich Sie, den Streichungsantrag 
abzulehnen und in einen zweiten Schritt unserem Postulat zuzustimmen. 
 
Monika Erfigen (SVP): 27 000 Einwohner entsprechen einer Zunahme der Bevölkerung 
um 5,7 Prozent. In der gleichen Zeitspanne hat der Personalaufwand aber fast um 30 
Prozent zugenommen. In diesem Zusammenhang ist eine Diskussion über Reallohner-
höhungen sicher angebracht. 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Finanzdepartements Stellung. 
 
STR Martin Vollenwyder: 2002 musste eine Lohnmassnahme sistiert werden, da sie 
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bei ihrer unveränderten Fortführung unbezahlbar geworden wäre. Das Personal musste 
sich in den vier darauffolgenden, wirtschaftlich guten Jahren mit einem eingefrorenen 
Lohn begnügen. Danach wurden faire Lohnmassnahmen eingeführt. 
Im letzten Jahr trat aufgrund der Budgetrückweisung wieder ein Aussetzer auf. Den 
Vergleich mit der Privatwirtschaft, wie Coop oder Migros, finde ich gegenüber dem Per-
sonal unfair. Denn es hat in den guten Zeiten nichts erhalten, während die anderen Ar-
beitnehmenden in der Privatwirtschaft sehr wohl in den Genuss von Lohnmassnahmen 
kamen. Der Stadtrat ist der Ansicht, dass 0,5 Prozent ein wichtiges und richtiges Signal 
sind. Das Budget ist ausgeglichen, was als Voraussetzung für die Durchführung von 
Lohnmassnahmen definiert wurde. 
Wir bekunden bereits heute Mühe bei der Rekrutierung von Leuten für die mittleren und 
oberen Kader. Dauert dieser Zustand an oder verschärft er sich gar noch, verlieren wir 
unsere Funktion als guter Dienstleister, nicht nur gegenüber den Bürgern, sondern auch 
gegenüber den Firmen, die sich eine gute Verwaltung als Ansprechstelle wünschen. 
Daher bitte ich Sie, der Reallohnerhöhung zuzustimmen. 
Der Stadtrat lehnt die beiden nachfolgenden Postulate ab. Zum einen möchte er die 
Teuerung klar von den Lohnmassnahmen trennen, und zum anderen ist eine Begren-
zung der Lohnsumme während fünf Jahren eine sehr unflexible Massnahme. 
 
S. 106 10 BEHÖRDEN UND GESAMTVERWALTUNG 
 1060 Gesamtverwaltung 
 3010 0917 Sammelkredit für die Anpassung der Löhne im Zusammenhang mit den bisherigen  
 Lohnmassnahmen 
 
 Verbesserung Verschlech- Betrag Stimmen 
 terung 
015. Antrag Stadtrat 23'125'500 Mehrheit Rebekka Wyler (SP)  
 Referentin, Präsident Dr. Urs  
 Egger (FDP), Walter Angst  
 (AL), Samuel Dubno (GLP),  
 Andrea Nüssli-Danuser (SP),  
 Karin Rykart Sutter (Grüne),  
 Urs Schmid (FDP), Christine  
 Seidler (SP), Florian Utz (SP) 
 8'500'000 14'625'500 Minderheit Monika Erfigen (SVP)  
 Referentin, Vizepräsident  
 Roger Liebi (SVP) 
 
 Begründung: Reallohnerhöhung streichen 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 100 gegen 23 Stimmen zu. 
_______________________________________________________________________________________________ 

 
 
 Die Sitzung wird beendet (Fortsetzung der Budgetberatung siehe Sitzung Nr. 97,  

Protokoll-Nr. 2094/2011). 
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Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 


